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Zu der von den Abgeordneten Mag. HAUPT, Dr. PART1K-PA8LE 

am 1. März 1988 an mich gerichteten schriftlichen Anfrage, 

Nr. 1713/J-NR/88, betreffend 8ef6rderung von Problemstoffen 

mit Lebensmitteltransporten, beehre ich mich mitzuteilen: 

Zu Frage 1: 

Exekutivorgane mußten seit Jahresbeginn in 3 Fällen 

Verst6sse gegen das Europäische Übereinkommen über 

die internationale 8ef6rderung gefährlicher Güter auf 

der Straße (ADR), BGBI.Nr. 522/1973, nach dem bestimmte 

Gefahrgutstoffe in Fahrzeugen getrennt von Nahrungs-, 

Genuß- und Futtermitteln zu halten sind, feststellen: 

a) Am 4.1.1988 stellten Beamte der Bundespolizeidirektion Linz 

bei der Kontrolle eines Gefahrguttransportes fest, daß 

das Fahrzeug "Natriumnitrat unkonditioniert" zusammen 

mit einer Palette Tee und einer Palette 8ackerbsen 

geladen hatte. 
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b) Am 13.1.1988 verlor ein Sattelkraftfahrzeu~ währe~d der 

Fahrt auf der Autobahn im Bezirk Halleinaus einem 

beschädigten Faß "Xylenol" (eih Gefahrgut nach der ADR). 

In der Folge wurde festgestellt, daß dieses Fahrzeug 

gemeinsam mit dem Gefahrgut auch 2.000kg Vollkornbrot 

geladen hatte. 

c) Am 28.1.1988 wurde anläßlich eines Verkehrsunfalles 

auf der Autobahn in der Nähe vo~ Spittal festgest~llt, 

daß ein an dem Unfall beteiligtes Gefahrguttransport

fahrzeug neben dem Gefahrgut "Natriumcyanid" auch Teig~ 

waren und Essig geladen hatte. 

Zu Frage 2: 

War das Fahrzeug noch fahrtüchtig, haben die Exekutiv-. 

beamten die Unterbrechung der Beförderung angeordnet. 

In allen Fällen wurde die Anzeige an die zuständige 

Behörde (Bezirkshauptmannschaft bzw. Bundespolizei

direktion Linz) erstattet. 

Zu Frage 3: 

Im Rahmen meiner Zuständigkeit werde ich die Schulung 

der Exekutivbeamten auf diesem Gebiete intensivieren. 

'2-1. April 1988 
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